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GENDERGERECHTE DIGITAL BARRIEREFREIE 
SPRACHE: EIN FOLLOW-UP ZUR EMPFEHLUNG 

DER ÜBERWACHUNGSSTELLE DES BUNDES 
FÜR BARRIEREFREIHEIT IN DER INFORMA

TIONSTECHNIK IM RECHTLICHEN UND 
GESELLSCHAFTSPOLITISCHEN KONTEXT

I. EINLEITUNG

Menschen mit Behinderungen haben 
gemäß Art. 21 und 22 der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (UN-BRK) das 
Recht auf eine freie Bestimmung der ei-
genen sexuellen Entwicklung und damit 
verbundenen Lebensgestaltung. Dieses 
Recht gilt auch, wenn das Empfinden des 
sozialen Geschlechtes eines Menschen 
nicht im Einklang mit seinem biologi-
schen Geschlecht steht. In diesem Fall 
ordnet der Mensch seine geschlechtliche 
Identität einem anderen Geschlecht zu 
als dem ihm von Geburt an zugewiese-
nen Geschlecht. Menschen mit Behin-
derungen soll in ihrer Vielfalt und Ein-
zigartigkeit und unter Berücksichtigung 

und Anerkennung ihrer Fähigkeiten 
(vgl. Art. 8 UN-BRK) die vollumfäng-
liche und aktive Teilhabe an allen Le-
bensbereichen gesichert sowie einstel-
lungs- und haltungsbezogene Barrie-
ren abgebaut werden (vgl. Art.1, Art. 9 
UN-BRK). Hierunter fallen gemäß Ar-
tikel 2 UN-BRK auch kommunikative 
Barrieren. Damit wird anerkannt, dass 
die gesellschaftliche und sexuelle Inte-
grität sowie das damit verbundene so-
ziale Wohlbefinden der Menschen mit 
Behinderungen von einer barrierefrei-
en Interaktion mit ihrer gesellschaft-
lichen und sprachlichen Wirklichkeit 
abhängen.   

Kommunikation ist eine Gemein-
schaftshandlung, die auf Wechselseitig-

keit beruht. Kommunikatives Handeln 
konstruiert fortlaufend gesellschaftli-
che Wirklichkeit.2 Sprachliches Han-
deln orientiert und ändert sich an und 
mit sozialem Wandel. Insbesondere Po-
litik realisiert sich daher demokratisch 
über Mitsprache. Sprache schafft Identi-
tät und durch sie setzt sich der Mensch 
in ein bestimmtes Verhältnis zu seiner 
Umwelt.3 Sprache ist daher Signal und 
Mittel zur Teilhabe an der Gestaltung 
einer gemeinsamen Lebenswirklichkeit. 
Aus der Art, mit der Sprachhandeln ge-
staltet wird, resultiert eine Machtdyna-
mik der Kommunikation,4 die den Alltag 
von Menschen mit und ohne Behinde-
rungen beeinflusst. Daher sollte Spra-
che Diskriminierungen vermeiden, die 

Die Überwachungsstelle des Bundes für Barrierefreiheit in der Informationstechnik (BFIT-Bund) hat eine 
Empfehlung zur Verwendung von gendergerechter Sprache im Kontext digitaler Barrierefreiheit erstellt.1 
Die Empfehlung basiert auf einer überregionalen, repräsentativen Studie. Die aus der Studie gewonnenen 
Erkenntnisse dienen dazu, signifikante Aussagen zur Verwendung eines bevorzugten Genderzeichens und 
der Bedeutung gendergerechter Sprache zu gewinnen. Der Fokus liegt hierbei auf der Barrierefreiheit von 
Genderzeichen in digitalen Anwendungen und der soziopolitischen Dimension des Genderns. Hierzu wurde 
eine technische Prüfung nach Barrierefreiheitskriterien, eine Befragung von Menschen mit Behinderun-
gen über deren Selbstvertretungen und eine Befragung der Selbstvertretung lesbischer Frauen, schwuler 
Männer, bi, inter und trans* Menschen (LGBTI*Q), vertreten durch die Deutsche Gesellschaft für Trans-
identität und Intersexualität (dgti.e.V.) durchgeführt. Untersuchungsgegenstand sind die aktuell häufig ver-
wendeten Genderzeichen Asterisk und Doppelpunkt. Der Fokus der Studie liegt in dem Erkenntnisgewinn 
durch Einbezug der nutzer*innenorientierten Perspektive. Dies wurde als maßgebend für die Erstellung 
der Empfehlung erachtet.

In dem vorliegenden Beitrag werden die wesentlichen Inhalte der Studie wiedergegeben und eine Ein-
ordnung in gesellschaftspolitische und behindertenrechtliche Zusammenhänge vorgenommen.



sich auf das soziale Geschlecht (Gen-
der), auf Rassismus, gegenüber Men-
schen mit Behinderungen, Altersdis-
kriminierung, Religion und andere ge-
nerelle Stereotype bezieht.5

Rechte an einem gleichberechtigten 
gesellschaftlichen Einbezug, unter Be-
rücksichtigung verschiedener Diskri-
minierungskategorien, hat die Bundes-
republik Deutschland durch das Dis-
kriminierungsverbot im Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland in 
Art. 3 verankert. Durch Reformierung 
des Deutschen Personenstandsgesetz-
tes (PStG) im Jahr 20186 kann neben 
den Geschlechtseinträgen „männlich“ 
und „weiblich“ auch der Geschlechts-
eintrag „divers“ vorgenommen werden 
(§ 22 und § 45 PStG). Damit folgt der 
Gesetzgeber dem Grundsatz der Welt-
Gesundheits-Organisation, Transge-
schlechtlichkeit als zugehörig zur nor-
malen geschlechtlichen Entwicklungen 
zu zählen.7 Die Bundesregierung strebt 
daher an, das sogenannte Transsexu-
ellengesetz zu ersetzten und mit dem 
neuen Selbstbestimmungsgesetz fort-
zuschreiben.8 

Orientiert an diesen rechtlichen Rah-
menbedingungen sollte sich die Spra-
che von Rechtsverordnungen und die 
Sprache der damit verbundenen rechts-
förmigen Kommunikation entwickeln. 
Denn „die Kompetenz und Verpflich-
tung zur Regelung geschlechtergerech-
ter Amts- und Rechtssprache liegt bei 
den grundrechtsgebundenen Parlamen-
ten auf Bundes- und Landesebene, zu-
ständigen Verwaltungsleitungen sowie 
Kommunen, Hochschulen und sonstigen 
Selbstverwaltungskörperschaften.“9 Die 
Maßnahmen der Antidiskriminierung 
durch das Personenstandsgesetz sowie 
das neue Selbstbestimmungsgesetz ge-
hen im Hinblick auf die Bereitstellung 
barrierefreier Kommunikation mit den 
Regelungen des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes (BGG) (§§ 6, 7, 9, 10, 11,  
12a–b) einher. Gemäß § 4 BGG meint 
die Begriffsbestimmung von Barriere-
freiheit die Gestaltung eines Lebensum-
feldes, zu dem alle Menschen gleichbe-
rechtigten Zugang haben, welches von 
allen gleichberechtigt nutzbar ist und 

niemanden ausschließt. Daher sollte die 
Gestaltung rechtsförmiger Kommuni-
kation als Produkt und Dienstleistung, 
unter Berücksichtigung eines barriere-
freien intersektionalen und damit nut-
zer*innenorientierten Ansatzes, auch 
gendergerecht fortgeschrieben werden. 
Gendergerechte Sprache wird in schrift-
lich geplanter Kommunikation medial 
zunehmend berücksichtigt. Hierdurch 
soll die Gleichstellung aller Geschlechter 
und die Anerkennung des Identitätsge-
schlechtes sprachlichen Ausdruck fin-
den. Durch gendergerechte, schriftliche 
Kommunikation wird der Einbezug al-
ler Menschen, unter Anerkennung ih-
rer Verschiedenheiten, in allen Lebens-
bereichen gefördert.10 Gendergerechte 
Sprache fördert Inklusion und Teilha-
be durch sprachliche Wahrnehmung.

Verpflichtungen zur Barrierefreiheit 
der Kommunikation wurden auf EU-
Ebene mit der Richtlinie (EU) 2016/2102 
vom 26.10.201611 für öffentliche Stellen 
zur Umsetzung von digitaler Barriere-
freiheit von Websites und mobilen An-
wendungen getroffen. Ziel ist die Schaf-
fung eines barrierefreien Zuganges auf 
Grundlage gemeinsamer Anforderun-
gen. Auf diese Weise soll Bürger*innen 
Zugang zu Diensten des öffentlichen 
Sektors zur Ausübung ihrer Rechte er-
möglicht werden. Grundlage schuf hier-
für die digitale Agenda für Europa12 von 
2015. Durch die Einführung der neuen 
Regelungen in Abschnitt 2a des BGG13 
sowie eine umfassende Novellierung der 
Barrierefreie-Informationstechnik-Ver-
ordnung (BITV 2.0)14 wurde die Richtli-
nie (EU) 2016/2102 schließlich in deut-
sches Recht überführt.

Mit dem eGovernment Aktionsplan 
2016–202015 zur Öffnung des legalen 
Online-Zugangs bekräftigt die Euro-
päische Kommission die Bedeutung 
der Umsetzung barrierefreier Anwen-
dungen für öffentliche Stellen. Das neue 
Onlinezugangsgesetz soll Bürger*innen 
die Möglichkeit geben, verwaltungsför-
mige Kommunikation digital zu gestal-
ten. Im Fokus steht bei der Verwaltungs-
digitalisierung aus diesem Grund das 
Erlebnis der Nutzenden. Es ist an de-
ren Bedarfen und Lebenslagen orien-

tiert und unterstützt damit Bürger*in-
nen bei der Wahrnehmung und Aus-
übung ihrer Rechte. Der Europäische 
eGovernment-Aktionsplan 2011–2015 
hebt die Bedeutung nutzer*innenori-
entierten E-Governments hervor: „Da-
mit elektronische Behördendienste ef-
fektiver werden, müssen sie ganz auf 
die Bedürfnisse der Nutzenden abge-
stimmt werden und flexible, individu-
elle Möglichkeiten für die Interaktion 
und die Durchführung von Transak-
tionen mit öffentlichen Verwaltungen 
ermöglichen.“16

Verwaltungskommunikation sollte 
für Bürger*innen, verbunden mit der 
Ausübung ihrer Rechte, gemäß § 4 BGG 
gestaltet sein. Dieser Aspekt reflektiert 
auf die barrierefreie Bereitstellung von 
Textprodukten, im Hinblick auf deren 
Gebrauchstauglichkeit, mit einem an 
den Bedarfen von Nutzenden orien-
tierten und damit zufriedenstellenden 
Ergebnis.17 Aus diesem Grund ist eine 
barrierefreie, gendergerechte Gestaltung 
rechtsförmiger Kommunikation unter 
Einbezug der Zielgruppen, bedeutsam 
für eine gelungene Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen. 

Im Folgenden wird zunächst ein 
Überblick über die rechtlichen Ver-
pflichtungen zur digitalen Barrierefrei-
heit nach dem BGG und der BITV 2.0 
gegeben. Die darauffolgenden Ausfüh-
rungen konzentrieren sich auf die Emp-
fehlung zu gendergerechter, digital bar-
rierefreier Sprache der BFIT-Bund. Vor-
gestellt werden das Studiendesign, die 
wesentlichen Ergebnisse sowie die da-
raus folgenden Empfehlungen.

II. RECHTLICHE VERPFLICH-
TUNG ZUR DIGITALEN BAR-
RIEREFREIHEIT NACH DEM 
BEHINDERTENGLEICHSTEL-
LUNGSGESETZ

Die öffentlichen Stellen des Bundes sind 
gemäß § 12a Abs. 1 S. 1 BGG dazu ver-
pflichtet, ihre Websites und mobilen 
Anwendungen barrierefrei zu gestal-
ten. Die öffentlichen Stellen des Bundes 
werden in § 12 BGG legaldefiniert. Der 
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Adressatenkreis der §§ 12a bis 12d BGG 
ist demnach weiter gefasst als bei den 
übrigen Verpflichtungen im BGG, die 
sich im Wesentlichen nur an die Träger 
öffentlicher Gewalt gemäß § 1 Abs. 1a 
BGG, sprich Bundesbehörden, richten.18 

Entsprechend § 12a Abs. 2 BGG er-
folgt die barrierefreie Gestaltung nach 
Maßgabe der Barrierefreie-Informati-
onstechnik-Verordnung (BITV 2.0) und 
nach den anerkannten Regeln der Tech-
nik. Digitale Barrierefreiheit zeichnet 
sich sowohl durch die Erfüllung tech-
nischer als auch redaktionell-inhaltli-
cher Anforderungen aus. So verweist 
§ 2a BITV 2.0 auf die Berücksichtigung 
textueller und nicht-textueller Informa-
tionen sowie Interaktionen und Inhalte. 
Gemäß § 3 Abs. 1 BITV 2.0 sind die in 
§ 2 genannten Angebote, Anwendun-
gen und Dienste der Informationstech-
nik barrierefrei zu gestalten. Die barri-
erefreie Gestaltung erfordert nach § 3 
Abs. 1 S. 2 BITV 2.0, dass die Angebote 
wahrnehmbar, bedienbar, verständlich 
und robust sind (vgl. Art. 4 Richtlinie 
(EU) 2016/2102). Die BITV 2.0 beinhal-
tet jedoch keine detaillierten Barriere-
freiheitsstandards, sondern verweist 
in § 3 Abs. 2 auf die harmonisierten 
Normen,19 die im Amtsblatt der Euro-
päischen Union veröffentlicht worden 
sind. Gemäß § 3 Abs. 2 BITV 2.0 wird 
die Erfüllung der Anforderungen nach 
Abs. 1 widerleglich vermutet, wenn die 
Angebote, Anwendungen und Dienste 
den harmonisierten Normen oder Tei-
len dieser Normen entsprechen. In dem 
Kontext ist insbesondere die europäische 
Norm EN 301 549 mit dem Titel „Acces-
sibility requirements for ICT products 
and services“, vorliegend in der Version 
3.2.1,20 zu nennen. Die EN 301 549 wur-
de am 11. August 2021 mit dem Durch-
führungsbeschluss (EU) 2021/1339 im 
Amtsblatt der Europäischen Union be-
kannt gemacht21 und enthält detaillier-
te Anforderungen zur Barrierefreiheit 
von Software, Websites, mobilen Anwen-
dungen und elektronischen Dokumen-
ten. Die dort genannten Anforderun-
gen beruhen zu einem großen Teil auf 
den internationalen Web Content Ac-
cessibility Guidelines (WCAG 2.1) des 

World Wide Web Consortiums (W3C), 
die differenzierte Erfolgskriterien für 
die barrierefreie Gestaltung von Web-
sites beinhalten.22

Die konkreten Bedürfnisse bezüg-
lich digitaler Barrierefreiheit können 
abhängig von der jeweiligen Beeinträch-
tigung sehr unterschiedlich sein und 
lassen sich nicht etwa auf die Bedarfe 
von sehbeeinträchtigten Menschen be-
schränken. Ein Anhaltspunkt für eine 
zielgruppenübergreifende barrierefreie 
Gestaltung sind die User Accessibility 
Needs (UAN), die im Durchführungs-
beschluss (EU) 2018/152423 genannt wer-
den.24 Neben Menschen ohne Farbwahr-
nehmung werden dort z.B. auch Men-
schen mit eingeschränktem oder ohne 
Hörvermögen sowie Menschen mit ko-
gnitiven Beeinträchtigungen genannt. 
Entsprechend schließt § 4 BITV 2.0 auch 
die Zielgruppen der Nutzer*innen von 
Leichter- und Gebärdensprache ein.

Zur Umsetzung von Art. 8 der Richt-
linie (EU) 2016/2102 wurde bei der Bun-
desfachstelle Barrierefreiheit die Über-
wachungsstelle des Bundes für Barri-
erefreiheit von Informationstechnik 
eingerichtet. Gemäß § 13 Abs. 3 BGG 
hat sie einen unabhängigen Prüf- und 
Beratungsauftrag zur Barrierefreiheit 
digitaler Angebote öffentlicher Stellen. 

Auftrag der BFIT-Bund ist dem-
nach auch, eine Empfehlung zur Ge-
staltung barrierefreier, schriftlich ge-
planter Kommunikation für digitale 
Anwendungen abzugeben. Hierbei be-
zieht sich die BFIT-Bund auf technische 
Prüfungen nach Barrierefreiheitskrite-
rien der WCAG2.1 sowie Hinzunahme 
von Nutzer*innen-Erlebnissen25 durch 
Menschen mit Behinderungen als Ex-
pert*innen in eigener Sache. Die so ge-
wonnenen Erkenntnisse aus technischen 
Prüfungen und nutzer*innenorientier-
ter Perspektive zur Barrierefreiheit und 
Gebrauchstauglichkeit sind ebenso nach 
§ 8 Abs. 4 BITV 2.0 Bestandteil der Be-
ratungs- und Prüfleistung. Hier heißt 
es: „Die Verbände und Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen so-
wie der Ausschuss nach § 5 werden in 
die Entwicklung und Evaluation der 
Überwachungsmethoden einbezogen. 

Die Überwachungsstelle konsultiert 
bei der Auswahl der zu überwachenden 
Websites und mobilen Anwendungen 
die Verbände und Organisationen von 
Menschen mit Behinderungen und be-
rücksichtigt ihre Einschätzungen zu ein-
zelnen Websites und mobilen Anwen-
dungen.“ Dementsprechend wurde die 
vorliegende Empfehlung zu genderge-
rechter, digital barrierefreier Kommu-
nikation auf Grundlage dieser Erkennt-
nisse erstellt. Die Erkenntnisse wurden 
aus einer überregionalen Studie gewon-
nen. Die Daten wurden durch eine Wir-
kungsanalyse erhoben.

III. EMPFEHLUNGEN ZU 
GENDERGERECHTER DIGITAL 
BARRIEREFREIER SPRACHE 

1. Methodische Vorgehensweise 

Ziel der Erhebung war die Erstellung 
einer Empfehlung im Kontext barrie-
refreier, schriftlich geplanter Kommu-
nikation zur Verwendung von Aste-
risk („Genderstern“) und Doppelpunkt. 
Dies geschah mit Hilfe des Einbezu-
ges von Nutzer*innen digitaler, barri-
erefreier Anwendungen. Hierzu zählen 
Menschen mit Behinderungen und un-
terschiedlichen geschlechtlichen Iden-
tifikationen, unabhängig von ihrem 
biologischen Geschlecht sowie binäre 
Personen. Aus der Erhebung sollte eine 
Empfehlung entstehen, die nach Art. 8 
UN-BRK die gesellschaftliche Bewusst-
seinsbildung schärft, die Achtung der 
Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen fördert und Klischees, Vorurteile 
und schädliche Praktiken auf Grund 
des Geschlechtes oder der sexuellen 
Identifikation abbaut.26

Die Daten der Untersuchung wur-
den auf Grundlage einer überregio-
nalen Studie gewonnen. Sämtliche Er-
kenntnisse wurden aus der nutzer*in-
nenorientierten Perspektive durch den 
Einbezug von Expert*innen in eigener 
Sache (Peers) erhoben. Die Erhebung 
erfolgte mittels einer Wirkungsana-
lyse. Diese fand auf drei Ebenen statt 
– der technischen Ebene zur digitalen 
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Barrierefreiheit, der Nutzer*innen-Ebe-
ne der Menschen mit Behinderungen 
und der Ebene der Selbstvertretung der 
LGBTI*Q. Hierzu wurden verschiedene 
Dimensionen der Wirkung überprüft: 
auf technischer Ebene die Barrierefrei-
heit nach WCAG2.1; auf Zielgruppen-
Ebene der Menschen mit Behinderun-
gen sowie der Ebene der Selbstvertre-
tung der LGBTI*Q die Dimensionen 
der Awareness, Sozio-Kulturalität, Nut-
zer*innen-Orientierung, Zugänglichkeit 
und der genderinklusiven Haltung. Im 
Anschluss wurden die Ergebnisse auf 
den verschiedenen Ebenen korreliert. 
Zunächst wurde eine technische Prü-
fung der digitalen Barrierefreiheit der 
in der Alltagspraxis häufig verwende-
ten Genderzeichen, d.h. Asterisk und 
Doppelpunkt, im Hinblick auf die Er-
folgskriterien nach WCAG2.1 – Wahr-
nehmbarkeit, Bedienbarkeit und Ver-
ständlichkeit (Robustheit) – von Prü-
fer*innen der BFIT-Bund durchgeführt. 
Die Prüfung wurde anhand der Screen-
reader JAWS und NVDA sowie anhand 
einer Braillezeile vorgenommen. Paral-
lel hierzu erfolgte eine Befragung mit-
tels leitfadengestützter Interviews. Be-
fragt wurden die Zielgruppe der Men-
schen mit Behinderungen, entsprechend 
den neun Bedarfsgruppen laut Klas-
sifizierung User Accessibility Needs 
(UAN), und die Selbstvertretung der 
LGBTI*Q. Der Fragenpool ist für beide 
Gruppen gleich. Die Selbstvertretungen 
der Bedarfsgruppen erhielten die Fra-
gebögen schriftlich, das Interview mit 
der LGBTI*Q- Selbstvertretung fand 
mündlich statt. Das Interview fragte 
fünf verschiedene Faktoren zu gender-
gerechter Sprache ab. Die gewonnenen 
Daten der Bedarfsgruppen nach UAN 
wurden grafisch in einem Template zu-
sammengeführt. In der Empfehlung er-
folgt die Ergebnisdarstellung durch Dia-
gramme. Die Befragung der Selbstver-
tretung der LGBTI*Q wird im Bericht 
anhand von schriftlich ausformulierten 
Antworten dargelegt. Abschließend er-
folgt eine Zusammenführung der Er-
gebnisse der technischen Prüfung, der 
befragten Gruppen der Selbstvertretun-
gen von Menschen mit Behinderungen 

sowie der Vertretung der LGBTI*Q. Aus 
der technischen Barrierefreiheits-Prü-
fung durch Peers und der nutzer*in-
nenorientierten Befragung der Men-
schen mit Behinderungen sollte eine 
Aussage zur Verwendung der unter-
suchten Genderzeichen gewonnen wer-
den. Dies geschah im Kontext digitaler 
Barrierefreiheit und im Kontext der Be-
deutungsebene genderinklusiver Spra-
che für Menschen mit Behinderungen. 
Die gewonnenen Erkenntnisse wurden 
mit den Aussagen der Befragung der 
LGBTI*Q verglichen. Im Anschluss 
wurde eine Empfehlung abgeleitet, die 
der aktuellen nutzer*innenorientierten 
Perspektive von Menschen mit Behin-
derungen und ihrer Bedarfe beim Gen-
dern entspricht.27

2. Zusammenfassung der Ergeb-
nisse und Empfehlungen

Nachfolgend werden die Ergebnisse aus 
der technischen Prüfung, des Inter-
views der Selbstvertretungen der Men-
schen mit Behinderungen und des In-
terviews der LGBTI*Q dargestellt. Die 
technische Prüfung ergab in der Barri-
erefreiheit keine Vorteile der typogra-
phischen Zeichen zueinander im Hin-
blick auf Wahrnehmbarkeit, Bedienbar-
keit und Verständlichkeit (Robustheit). 
Die Befragung der Selbstvertretungen 
der Menschen mit Behinderungen zeig-
te eine signifikante Bevorzugung beim 
Gendern in der Verwendung des Aste-
risks. Gendern mit dem Asterisk wird 
in den Dimensionen der Awareness, der 
Nutzer*innen-Akzeptanz und der Zu-
gänglichkeit als bedeutsam, barriere-
freier und gebrauchstauglich gesehen.

Die Verbände der Selbstvertretungen 
sprachen sich anhand der Faktoren der 
politischen Implikation, der Nutzer*in-
nen-Akzeptanz, der Barrierefreiheit und 
der Gebrauchstauglichkeit für das Gen-
dern mit dem Asterisk aus. Dies zeigt 
die Bedeutung der Dimensionen Awa-
reness, genderinklusive Haltung, Nut-
zer*innen-Orientierung und Zugäng-
lichkeit im sprachlichen Handeln der 
befragten Selbstvertretungen. Der Fak-
tor der semantischen Implikation weist 

weniger Signifikanz für das Gendern 
oder die Verwendung von Asterisk oder 
Doppelpunkt aus. Dies liegt an den ver-
schiedenen Formen des persönlichen 
kommunikativen Erlebens und der zu-
gehörigen Mittel. Die Dimension Sozio-
Kulturalität zeigt, dass persönliche Ein-
stellungen zum Gendern von den Kul-
turtechniken der verwendeten Sprache 
abhängen (Gebärden/ Schnittstellenele-
mente), die gesellschaftliche Bedeutung 
und der Einfluss auf die Lebenskultur 
unabhängig davon aber als bedeutsam 
im gesamtgesellschaftlichen Kontext 
erachtet werden. 

Auch die Selbstvertretung der 
LGBTI*Q sprach sich für die Verwen-
dung des Asterisks aus. Der Typograph 
ist in der Bedeutung für andere Verwen-
dungszwecke noch nicht besetzt. Die 
LGBTI*Q hat den Asterisk im Wort-
bild. Der Typograph repräsentiert in-
nerhalb des Wortbildes den Einschluss 
aller Menschen in sprachliches Handeln. 
Der Asterisk wird von LGBTI*Q Mit-
gliedern mit Behinderung hauptsächlich 
genutzt, da er besser wahrnehmbar ist.

Die Ergebnisse der überregionalen 
Studie zeigen die Bedeutsamkeit der 
nutzer*innenorientierten Perspektive 
im Hinblick auf die Fragestellung der 
Verwendung eines Zeichens für gen-
dergerechte Sprache und der Haltung 
zum Gendern. Menschen mit Behin-
derungen, mit unterschiedlichen ge-
schlechtlichen Identifikationen, unab-
hängig von ihrem biologisch zugeord-
neten Geschlecht, sowie binäre Personen 
sprachen sich, vertreten von ihren Or-
ganisationen der Selbstvertretung, für 
die Verwendung des Asterisks aus. Diese 
Empfehlung steht im Einklang mit der 
Empfehlung der Selbstvertretung der 
LGBTI*Q, die den Asterisk verwendet, 
da er im Wortbild Freiraum lässt für 
die Entfaltung von Geschlechteriden-
titäten. Er ermöglicht als kommunika-
tives Mittel die Visualisierung der Ge-
schlechtervielfalt. In der Befragung der 
Menschen mit Behinderungen wurde 
deutlich, dass gendergerechte Sprache 
im Zusammenhang mit einer Schärfung 
der gesellschaftlichen Bewusstseinsbil-
dung und der Achtung der Rechte von 
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Menschen mit Behinderungen steht. Die 
befragten Selbstvertreter*innen empfin-
den den Asterisk in digitalen Anwen-
dungen barrierefreier und gebrauchs-
tauglicher als den Doppelpunkt. „Der 
Genderstern ist Bedeutungsträger gesell-
schaftlicher Wahrnehmung und Aner-
kennung von Diversität. Das Gendern 
berührt als sprachlicher Ausdruck in di-
gitalen Anwendungen Fragen der Frei-
heit und der Demokratie von Menschen 
mit Behinderungen.“28 Die BFIT-Bund 
schließt sich der Expert*innenmeinung 
an und empfiehlt unter der Maßgabe 
ihres Auftrages nach § 8 BITV 2.0 das 
Gendern mit dem Asterisk.29

IV. FAZIT

Eine gendersensible digital barriere-
freie Sprache gewinnt angesichts gesell-
schaftlicher und politischer Entwicklun-
gen zunehmend an Bedeutung. Sprache 
spiegelt gesellschaftliche Machtverhält-
nisse wider und sollte insbesondere von 
staatlichen Institutionen reflektiert ein-
gesetzt werden. Mit der Empfehlung zu 
gendergerechter, digital barrierefreier 
Sprache der BFIT-Bund existiert eine 
Handreichung, die nicht nur von den 
öffentlichen Stellen des Bundes gemäß 
§ 12 BGG, sondern z.B. auch von pri-
vatrechtlichen Institutionen berücksich-
tigt werden sollte. Diese werden künftig 
durch das Barrierefreiheitsstärkungsge-
setz vermehrt auch zu digitaler Barrie-
refreiheit verpflichtet. 
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